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Bistum Erfurt KdöR

Bilanz zum 31. Dezember 2021

A k t i v a P a s s i v a

31.12.2021 31.12.2020 31.12.2021 31.12.2020
EUR EUR EUR EUR

A. Anlagevermögen A. Eigenkapital
I. Immaterielle Vermögensgegenstände I. Kapitalreserve 64.200.000,00 64.200.000,00

Entgeltlich erworbene Lizenzen 31.918,00 36.728,72
II. Rücklagen 305.284.383,87 292.010.426,48

II. Sachanlagen
1. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und Bauten III. Bilanzgewinn 0,00 0,00

   einschließlich Bauten auf fremden Grundstücken 13.643.864,30 14.419.422,80
2. Technische Anlagen 254.935,50 269.197,50
3. Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 1.220.174,50 929.215,54 369.484.383,87 356.210.426,48

III. Finanzanlagen B. Sonderposten 2.640.362,28 2.948.983,93
1. Beteiligungen 175.274,65 175.274,65
2. Wertpapiere des Anlagevermögens 411.548.772,91 372.540.977,55 C. Rückstellungen
3. Sonstige Ausleihungen 1.491.125,53 1.464.515,53 1. Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen 80.957.242,00 77.770.080,00

428.366.065,39 389.835.332,29 2. Sonstige Rückstellungen 1.619.849,29 1.513.841,07

B. Umlaufvermögen 82.577.091,29 79.283.921,07
I. Vorräte

Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 16.883,66 12.957,13 D. Verbindlichkeiten
1. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 178.222,77 239.920,64

II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände
1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 70.807,45 121.031,20 2. Verbindlichkeiten gegenüber Unternehmen, 478.503,00 0,00
2. Sonstige Vermögensgegenstände 510.081,55 791.480,53 mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht

--davon mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr
   EUR 0,00 (i. Vj. EUR 0,00)-- 3. Sonstige Verbindlichkeiten 3.505.428,57 3.800.466,89
--davon gegenüber Unternehmen mit Beteiligungsverhältnis --davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr
   EUR 0,00 (i. Vj. EUR 0,00)--    EUR 3.505.428,57 (i. Vj. EUR  3.800.466,89)--

--davon aus Steuern EUR 367.267,80 (i. Vj. EUR 362.633,37)--
III. Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten 30.383.265,58 52.202.221,57 --davon im Rahmen der sozialen Sicherheit

30.981.038,24 53.127.690,43    EUR 0,00 (i. Vj. EUR 0,00)--
4.162.154,34 4.040.387,53

C. Rechnungsabgrenzungsposten 17.539,32 20.813,00
E. Rechnungsabgrenzungsposten 500.651,17 500.116,71

459.364.642,95 442.983.835,72 459.364.642,95 442.983.835,72



Bistum Erfurt KdöR

Gewinn- und Verlustrechnung für die Zeit 
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2021

2021 2020
EUR EUR

1. Kirchensteuern 36.578.920,68 30.146.783,14
2. Erträge aus Zuschüssen und Zuweisungen 26.907.650,81 30.851.343,48
3. Verwaltungserlöse/Umsatzerlöse 2.024.066,53 2.224.415,45
4. Sonstige Erträge 2.541.366,00 3.173.815,33
5. Personalaufwand

a) Löhne und Gehälter -22.161.935,88 -23.429.391,93
b) soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersvorsorge -6.722.504,97 -8.305.743,87

--davon Aufwendungen für Altersvorsorge EUR -2.610.655,50
    (i.Vj. EUR -4.253.335,33)--

6. Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände und Sachanlagen -1.284.967,74 -1.252.335,96
7. Aufwendungen aus Zuweisungen und Zuschüssen -9.424.277,49 -10.360.845,46
8. Aufwendungen aus Zuschüssen für Investitionen -4.438.744,54 -5.401.024,18
9. Sonstige Aufwendungen -9.650.428,73 -6.232.753,58
10. Erträge aus Beteiligungen 37.500,00 33.485,30
11. Erträge aus Wertpapieren des Finanzanlagevermögens 391.079,36 662.860,32
12. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 8.390,98 3.718,24
13. Abschreibungen auf Finanzanlagen 0,00 -1.918,62
14. Zinsen und ähnliche Aufwendungen -1.527.480,67 -1.685.201,03

--davon aus der Aufzinsung von Rückstellungen EUR -1.527.480,67
    (i.Vj. EUR -1.685.201,03)--

15. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 0,00 0,00
16. Ergebnis nach Steuern 13.278.634,34 10.427.206,63
17. Sonstige Steuern -4.676,95 -3.625,86
18. Jahresüberschuss 13.273.957,39 10.423.580,77
19. Gewinnvortrag 0,00 3.500.456,00
20. Entnahme aus Rücklagen 6.482.908,23 3.479.924,52
21. Einstellung in Rücklagen -19.756.865,62 -17.403.961,29
22. Bilanzgewinn 0,00 0,00



Bistum Erfurt  
Körperschaft des öffentlichen Rechts, Erfurt 

 
Anhang  

für das Jahr 2021 

1. Allgemeine Angaben 

Das Bistum Erfurt, mit Sitz in Erfurt, ist nach kanonischen Recht eine öffentlich juristische Person 
(can. 116 §1 Codex Iuris Canonici [CIC]) in der Rechtsform einer Körperschaft des öffentlichen 
Rechts.  

Der Jahresabschluss des Bistums Erfurt ist nach den für alle Kaufleute geltenden 
handelsrechtlichen Vorschriften (§§ 242 bis 256a HGB) und den ergänzenden Vorschriften für 
Kapitalgesellschaften (§§ 264 bis 288 HGB) aufgestellt. Die Körperschaft hat freiwillig die 
Vorschriften für Kapitalgesellschaften im Sinne des § 267 Abs. 3 HGB – große Kapitalgesellschaft 
– angewendet, soweit dem nicht die Eigenart des Bistums oder andere Rechtsvorschriften 
entgegenstehen.  

Auf die Gliederung der Bilanz sowie der Gewinn- und Verlustrechnung finden die Vorschriften der 
§ 266 und § 275 HGB Anwendung. Aus Gründen der besseren Aussagefähigkeit wurden die 
Postenbezeichnungen in der Gewinn- und Verlustrechnung an die besonderen Bedürfnisse des 
Bistums angepasst und die Posten „Kirchensteuern“, „Zuschüsse und Zuweisungen“ sowie 
Verwaltungserlöse und Umsatzerlöse“ eingefügt. 

Die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden wurden gegenüber dem Vorjahr grundsätzlich nicht 
geändert. 

Die Gewinn- und Verlustrechnung ist nach dem Gesamtkostenverfahren gemäß § 275 Abs. 2 HGB 
aufgestellt.  

2. Angaben und Erläuterungen zu Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 

Entgeltlich von Dritten erworbene immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens 
werden zu Anschaffungskosten aktiviert und linear, im Zugangsjahr zeitanteilig, abgeschrieben. 
Die zugrunde gelegten betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauern liegen zwischen drei und fünf 
Jahren. 

Sachanlagen sind grundsätzlich zu Anschaffungs- und Herstellungskosten einschließlich 
Nebenkosten und soweit abnutzbar vermindert um planmäßige Abschreibungen angesetzt. 
Fremdkapitalzinsen werden nicht mit einbezogen. Die planmäßige Abschreibung erfolgt unter 
Zugrundelegung der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauern. Die Abschreibungen auf Zugänge 
des Sachanlagevermögens erfolgen grundsätzlich zeitanteilig. 

Der Grund und Boden wurde mangels vorliegender historischer Anschaffungskosten zu 
Bodenrichtwerten im Rahmen der Eröffnungsbilanz zum 01. Januar 2014 bewertet. Die Gebäude 
wurden mit den Brandkassenwerten bewertet und über die voraussichtliche Restnutzungsdauer 
abgeschrieben. 

Den planmäßigen Abschreibungen liegen folgende Nutzungsdauern zugrunde: 

Gebäude:        25-50 Jahre 

Außenanlagen:       10-25 Jahre 

Betriebs- und Geschäftsausstattung:    3-15 Jahre. 

Die Finanzanlagen sind zu Anschaffungskosten oder ihrem niedrigeren beizulegenden Wert 
bewertet. Sie werden auch bei voraussichtlich nicht dauernder Wertminderung gemäß  



§ 253 Absatz 3 Satz 6 HGB auf den niedrigeren beizulegenden Wert abgeschrieben. Sofern in 
Folgejahren die Gründe für die Wertminderung entfallen sind, erfolgen Zuschreibungen gemäß  
§ 253 Absatz 5 HGB.  

Die Vorräte sind zu Anschaffungskosten unter Berücksichtigung des strengen Niederstwertprinzips 
bewertet. 

Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände sind zum Nennwert bzw. mit dem am 
Bilanzstichtag niedrigeren beizulegenden Wert bewertet.  

Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten sind zum Nennwert bewertet. 

Als aktiver Rechnungsabgrenzungsposten werden Ausgaben vor dem Abschlussstichtag 
ausgewiesen, soweit sie Aufwand für eine gewisse Zeit nach dem Abschlussstichtag darstellen.  

Der Sonderposten resultiert aus Zuwendungen zur Finanzierung von Investitionen. Die erhaltenen 
Fördermittel werden analog zu den Abschreibungen der finanzierten Sachanlagen aufgelöst.  

Die Rückstellungen umfassen alle erkennbaren Risiken und gewisse Verpflichtungen und sind in 
Höhe des nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendigen Erfüllungsbetrag bewertet. 
Rückstellungen mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr sind mit dem ihrer Restlaufzeit 
entsprechenden Marktzinssatz der vergangenen sieben Geschäftsjahre, der von der Deutschen 
Bundesbank zum Bilanzstichtag ermittelt wurde, abgezinst. 

Rückstellungen für Pensions- und Beihilfeverpflichtungen werden auf der Grundlage 
versicherungsmathematischer Berechnungen nach dem Anwartschaftsbarwertverfahren 
(Projected Unit Credit Method) unter Berücksichtigung der Richttafeln 2018 G von Prof. Dr. 
Heubeck mit Absenkung der Sterbewahrscheinlichkeiten auf 90 % der Richttafelwerte bewertet. 
Die Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen wurden pauschal mit dem von der 
Deutschen Bundesbank im Monat Dezember 2021 veröffentlichten durchschnittlichen 
Marktzinssatz der vergangenen zehn Jahre abgezinst, der sich bei einer angenommenen 
Restlaufzeit von 15 Jahren ergibt (§ 253 Abs. 2 Satz 2 HGB). Dieser Zinssatz beträgt für 
Pensionsverpflichtungen 1,87 % p.a. (Vorjahr: 2,30 % p.a.) und für Beihilfeverpflichtungen 
1,35 % p.a. (Vorjahr: 1,60 % p.a.). Der Zinssatzänderungseffekt ist im Zinsergebnis ausgewiesen. 
Bei der Ermittlung der Rückstellungen wurde, wie im Vorjahr, eine Einkommens- und 
Rentendynamik von jeweils 1,00 % p.a. zu Grunde gelegt. 

Verbindlichkeiten sind zu ihren Erfüllungsbeträgen angesetzt. 

Der passive Rechnungsabgrenzungsposten beinhaltet Einnahmen vor dem Abschlussstichtag, 
soweit sie Ertrag für eine bestimmte Zeit nach dem Abschlussstichtag darstellen.  

3. Angaben zu den Posten des Jahresabschlusses  

3.1 Erläuterungen zur Bilanz 

Die Entwicklung des Anlagevermögens ist im Anlagennachweis, Anlage zum Anhang, dargestellt. 

Für die Angaben gemäß § 285 Nr. 11 HGB zu den unter den Finanzanlagen ausgewiesenen 
Beteiligungen, von denen die Körperschaft direkt oder indirekt mindestens 20 % der Anteile besitzt, 
wird von der Regelung in § 286 Absatz 3 HGB Gebrauch gemacht und die Angabe wegen 
untergeordneter Bedeutung für die Darstellung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
unterlassen. 

Unter den Finanzanlagen sind Ausleihungen an Kirchengemeinden in Höhe von TEUR 209 
(Vorjahr: TEUR 173) enthalten.  

Alle Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände haben eine Restlaufzeit von bis zu einem 
Jahr.  

Das Eigenkapital wird in Kapitalreserve der Diözese und verschiedene Rücklagen untergliedert. 
Die Kapitalreserve ist unverändert. Sie umfasst im Wesentlichen das Stammvermögen gemäß can. 



1291 CIC. Es ist das widmungsgemäß für die dauerhafte Vermögensausstattung des Bistums 
bestimmte Vermögen.  

Die Rücklagen sind zweckgebunden. Die Rücklagen werden durch Beschlüsse der zuständigen 
diözesanen Gremien gebildet und entwickelten sich im Jahr 2021 wie folgt: 

  01.01.2021 Entnahmen Einstellungen 31.12.2021 
  EUR EUR EUR EUR 
Rücklagen 292.010.426,48 6.482.908,23 19.756.865,62 305.284.383,87 

 

Die Rücklagen in Höhe von TEUR 305.284 (Vorjahr TEUR 292.010) umfassen hauptsächlich 
Rücklagen für Instandhaltungsmaßnahmen und Investitionen sowie Rücklagen für Pensions- und 
Beihilfeverpflichtung. Die bilanzrechtliche vorgeschriebenen Bewertung der Pensions- und 
Beihilfeverpflichtung nach HGB ist angesichts der aktuellen Kapitalmarktzinsniveau nicht 
ausreichend. Um auch die darüber hinaus noch nicht in der Rückstellung enthaltenen künftigen 
Zuführungen zu berücksichtigen, wurde eine zusätzliche Rücklage von insgesamt TEUR 48.421 
(Vorjahr TEUR 50.979) eingestellt. 

Der Rücklage für Baumaßnahmen wurde ein Betrag von TEUR 3.759 entnommen und ein Betrag 
von TEUR 17.167 zugeführt. 

Der Jahresabschluss wurde entsprechend § 36 Abs. 2 der Haushalts- und Kassenordnung für das 
Bistum Erfurt unter Berücksichtigung der vollständigen Ergebnisverwendung erstellt.  

Rückstellungspflichtige Pension- und Beihilfeverpflichtungen bestehen zum Bilanzstichtag in Höhe 
von TEUR 80.957 (Vorjahr TEUR 77.770). Der Unterschiedsbetrag gemäß  
§ 253 Absatz 6 S. 1 HGB beträgt TEUR 3.268 (Vorjahr TEUR 4.234). 

In den sonstigen Rückstellungen (TEUR 1.620, Vorjahr 1.514) sind folgende Rückstellungen mit 
nicht unerheblichem Umfang enthalten: 

- Urlaubs- und Überstundenansprüche, Leistungsentgelte sowie sonstige Erstattungsansprüche 
(TEUR 983; Vorjahr TEUR 925)  
- Aufbewahrungspflichten (TEUR 296; Vorjahr TEUR 315) 
- Altersteilzeit (TEUR 199; Vorjahr TEUR 111). 

Sämtliche Verbindlichkeiten sind unbesichert und haben eine Restlaufzeit von bis zu einem Jahr.  

 

3.2 Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung  

Erträge 

Unter den Erträgen aus Kirchensteuern erfolgt der Ausweis der Einnahmen aus Kirchensteuern 
eines Veranlagungszeitraums aufgrund der Basis von Lohnsteuer, Einkommensteuern und 
Kapitalertragsteuer (TEUR 36.579; Vorjahr TEUR 31.147). Die Verwaltungsgebühr für das 
Finanzamt (TEUR 888, Vorjahr TEUR 823) wird ab dem Geschäftsjahr 2021 erstmalig unter dem 
Posten „Sonstige Aufwendungen“ ausgewiesen. 

Die Erträge aus Zuschüssen und Zuweisungen (TEUR 26.908, Vorjahr TEUR 30.851) beinhalten 
die Erträge aus dem Strukturbeitrag Ost in Höhe von rund TEUR 10.170 (Vorjahr TEUR 16.846), 
Staatsleistungen vom Freistaat Thüringen in Höhe von TEUR 6.076 (Vorjahr TEUR 5.952) sowie 
sonstige kirchliche und öffentliche Mittel.  

Unter den Verwaltungserlösen/Umsatzerlösen werden Schulgelder (TEUR 1.338, Vorjahr 
TEUR 1.340), Miet- und Pachterträge (TEUR 178, Vorjahr TEUR 153) sowie Erträge aus 
Veranstaltungen (TEUR 566, Vorjahr TEUR 754) erfasst.  

Die sonstigen Erträge enthalten u.a. Kollekten und Spenden TEUR 133 (Vorjahr TEUR 144), 
Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen TEUR 132 (Vorjahr TEUR 34), Erträge aus der  



Auflösung von Sonderposten TEUR 402 (Vorjahr TEUR 751) sowie einen periodenfremden Ertrag 
von TEUR 460, da dem Bistum Erfurt aus der Auflösung eines Vereins dessen Endvermögen 
zugefallen ist.  

Weitere Periodenfremde Erträge hatten wie im Vorjahr im Berichtsjahr nur untergeordnete 
Bedeutung.  

 

Aufwendungen 

Die Personalaufwendungen für soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersvorsorge enthalten 
in Höhe von TEUR 1.670 (Vorjahr TEUR 3.282) Aufwendungen, die im Zusammenhang mit 
Pensionsverpflichtungen stehen. Die bisher unter dem Personalaufwand ausgewiesen Zuschüsse 
für die in den kirchlichen Einrichtungen entstandenen Personalaufwendungen (TEUR 1.048, 
Vorjahr TEUR 889) werden erstmalig ab dem Geschäftsjahr 2021 unter dem Posten 
„Aufwendungen aus Zuweisungen und Zuschüssen“ ausgewiesen.  

Die unter den Aufwendungen separat ausgewiesenen Zuweisungen und Zuschüsse betreffen vom 
Bistum gewährte Zuschüsse z.B. an die Kirchengemeinden, den Verband der Diözesen 
Deutschlands und den Caritasverband für das Bistum Erfurt e.V. Soweit Zuschüsse für investive 
Maßnahmen ausgereicht wurden, werden sie gesondert als Zuschüsse für Investitionen 
ausgewiesen. Eigenanteile an der Pflichtbaurücklage in Höhe von TEUR 1.303 wurden mit den 
Zuschüssen aus Investitionen verrechnet (Vorjahr TEUR 1.311 unter den sonstigen Erträgen). 

Die Sonstigen Aufwendungen enthalten u.a. allgemeine Betriebsaufwendungen für die Bildungs- 
und Tagungshäuser (TEUR 1.273, Vorjahr TEUR 1.461) und die Schulen (TEUR 1.748, Vorjahr 
1.843), die Verwaltungsgebühr für das Finanzamt (TEUR 888, Vorjahr TEUR 0), Rechts- und 
Beratungskosten (TEUR 721, Vorjahr TEUR 219), Versicherungsbeiträge (TEUR 679, Vorjahr 
TEUR 667) sowie zu tragende Aufwendungen im Zusammenhang mit einer Beteiligung 
(TEUR 478).   
Periodenfremde Aufwendungen hatten wie im Vorjahr im Berichtsjahr nur untergeordnete 
Bedeutung.  

Steuern vom Einkommen und Ertrag 

Das Bistum Erfurt unterliegt als Körperschaft des öffentlichen Rechts nur mit seinen Betrieben 
gewerblicher Art der Körperschaft- und Gewerbesteuer.  



4. Sonstige Angaben 

Sonstige finanzielle Verpflichtungen 

Aus dem Bestellobligo für Investitionsmaßnahmen ergeben sich zum Bilanzstichtag keine 
wesentlichen Verpflichtungen, die über die normale Tätigkeit hinausgehen. 

Im Rahmen der Umbaumaßnahe Konventgebäude Ursulinenkloster Erfurt wird, insbesondere 
durch den weiteren Anstieg der Baupreise mit Sanierungsaufwendungen in Höhe von EUR Mio. 
7,5 gerechnet. 

Zum Bilanzstichtag bestehen keine wesentlichen Verpflichtungen aus Miet- und Pachtverträgen 
oder Dienstleistungsverträgen. 

Die angestellten Mitarbeiter des Bistums erhalten eine betriebliche Altersversorgung 
(Zusatzversorgung). Das Bistum Erfurt als Dienstgeber erfüllt diesen Anspruch auf 
Zusatzversorgung bei der Kirchlichen Zusatzversorgungskasse des Verbandes der Diözesen 
Deutschlands Anstalt des öffentlichen Rechts, Köln (KZVK). Gegenüber den angestellten 
Mitarbeitern bestehen mittelbare Versorgungsverpflichtungen für den Fall, dass die KZVK ihren 
Versorgungsverpflichtungen nicht mehr nachkommen kann. Das Risiko der Inanspruchnahme wird 
von der Bistumsleitung als gering eingeschätzt. Der Gesamtbetrag der verbeitragten Löhne beträgt 
TEUR 16.092 (Vorjahr TEUR 15.607). Der zu zahlende Beitrag beläuft sich auf TEUR 901 (Vorjahr 
TEUR 874). 

 

Durchschnittliche Zahl von Arbeitnehmern gem. § 285 Nr. 7 HGB: 

 2021 2020 

Priester 147 146 
Sonstige 450 466 
Gesamt 597 612 

 

Organe 

a) Gesetzliche Vertreter 

Dr. Ulrich Neymeyr, Bischof von Erfurt 
 
Raimund Beck, Generalvikar 
 
Das Generalvikariat nimmt unter Leitung des Generalvikars als oberste kirchliche 
Verwaltungsbehörde im Bistum die Verwaltung der diözesanen Körperschaften öffentlichen Rechts 
wahr.  
 
Auf die Angabe der Gesamtbezüge der gesetzlichen Vertreter wird gemäß § 286 Abs. 4 HGB 
verzichtet. 
 
b) Aufsichts- und Kontrollgremien (§ 285 Nr. 9 HGB) 

Gemäß CIC haben in der Diözese Erfurt der Diözesanvermögensverwaltungsrat und der 
Diözesankirchensteuerrat weitreichende Anhörungs- und/oder Mitbestimmungsbefugnisse. Die 
Gremien waren im Berichtsjahr mit folgenden Personen besetzt: 

 Diözesanvermögensverwaltungsrat 

Gewählte Mitglieder mit Stimmrecht: 

Klaus-Georg Schmidbauer, Abteilungsdirektor der Landesbank Hessen-Thüringen, Erfurt  

Ralf Schwenken, Präses der Vereinigte Kirchen- und Klosterkammer, Erfurt  



Manuela Simon, Rechtsanwältin, Heilbad Heiligenstadt 

Mitglieder kraft Amtes mit beratender Stimme: 

Dr. Ulrich Neymeyr, Bischof, Vorsitzender 

Raimund Beck, Generalvikar 

Markus Enders, Diözesanökonom 

Elmar Hupe, Leiter der Finanzabteilung  

 

Diözesankirchensteuerrat: 

Gewählte Mitglieder mit Stimmrecht: 

Steffen Riechelmann, Dechant, Pfarrer der Pfarrei Dom zum Heiligen Kreuz, Nordhausen 

Frau Nicole Malur, Rechtspflegerin, Erfurt, bis 18. Juli 2022 

Thomas Schmidt, Geschäftsführer eicsoft GmbH, Leinefelde-Worbis 

Norbert Kaschek, Geschäftsführer a.D., Gotha 

Heinz Genter, Steuerfachwirt, Erfurt 

Dr. Olaf Zucht, Beamter, Erfurt, ab 19. Juli 2022 

 

Mitglieder kraft Amtes mit beratender Stimme: 

Raimund Beck, Generalvikar, Vorsitzender 

Markus Enders, Diözesanökonom 

Elmar Hupe, Leiter der Finanzabteilung  

 

Die Mitglieder des Diözesanvermögensverwaltungsrats und des Diözesankirchensteuerrates 
erhalten für Ihre Tätigkeit in diesen Gremien keine Vergütungen. 

 

Angabe nach § 285 Nr. 17 HGB  

Das Abschlussprüferhonorar für das Jahr 2021 beträgt TEUR 36 (Vorjahr TEUR 30) für 
Abschlussprüferleistungen und TEUR 16 (Vorjahr TEUR 16) für Beratungsleistungen. 

 

Ergebnisverwendung 

Gemäß den Empfehlungen sowie Beschlüssen des Diözesanvermögensverwaltungsrates bzw. 
Diözesankirchensteuerrates vom 21. September 2022 sowie 10. Oktober 2022 wurde der 
Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 2021 unter Berücksichtigung der beschlossenen 
Ergebnisverwendung aufgestellt.  



Nachtragsbericht 

Ukraine-Krieg 

Die mit dem Ukraine Krieg verbundenen Effekte wie z.B. Lieferengpässe, sonstige 
Verfügungsbeschränkungen, Preisanstieg und Sanktionen haben bisher keine wesentlichen 
Auswirkungen auf die Ertrags-, Finanz- und Vermögenslage, insbesondere ist die Fortführung der 
Bistumstätigkeit nicht gefährdet.      

 

Sonstige Vorgänge 

Im ersten Quartal 2022 ist die Anzahl der Kirchenmitglieder - im Vergleich zum Gesamtzeitraum 
2021 – stark zurückgegangen. Wesentliche kurzfristige Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage ergeben sich dadurch nicht.  

Über sonstige Vorgänge von besonderer Bedeutung, die nach dem Schluss des Jahres 2021 
eingetreten sind und wesentliche Auswirkungen auf die Ertrags-, Finanz- und Vermögenslage 
haben, ist ebenfalls nicht zu berichten. 

 

Erfurt, den 10. Oktober 2022.  

 

 

Raimund Beck    Markus Enders 

Generalvikar    Diözesanökonom 

 



Stand Zugänge Abgänge Stand Stand Zugänge Abgänge Stand Stand Stand
1.1.2021 31.12.2021 1.1.2021 31.12.2021 31.12.2021 31.12.2020

€ € € € € € € € € €
I. Immaterielle Vermögensgegenstände

Entgeltlich erworbene Lizenzen 324.747,32 17.902,66 4.422,81 338.227,17 288.018,60 21.398,38 3.107,81 306.309,17 31.918,00 36.728,72

II. Sachanlagen

1. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und Bauten
   einschließlich Bauten auf fremden Grundstücken 43.187.483,37 7.260,21 0,50 43.194.743,08 28.768.060,57 782.818,21 0,00 29.550.878,78 13.643.864,30 14.419.422,80

2. Technische Anlagen 700.732,84 17.505,67 0,00 718.238,51 431.535,34 31.767,67 0,00 463.303,01 254.935,50 269.197,50
3. Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 6.089.001,04 844.730,68 164.681,58 6.769.050,14 5.159.785,50 448.983,48 59.893,34 5.548.875,64 1.220.174,50 929.215,54

49.977.217,25 869.496,56 164.682,08 50.682.031,73 34.359.381,41 1.263.569,36 59.893,34 35.563.057,43 15.118.974,30 15.617.835,84

III. Finanzanlagen

1. Beteiligungen 175.274,65 0,00 0,00 175.274,65 0,00 0,00 0,00 0,00 175.274,65 175.274,65
2. Wertpapiere des Anlagevermögens 372.545.096,17 40.549.741,21 1.541.945,85 411.552.891,53 4.118,62 0,00 0,00 4.118,62 411.548.772,91 372.540.977,55
3. Sonstige Ausleihungen 1.464.515,53 26.610,00 0,00 1.491.125,53 0,00 0,00 0,00 0,00 1.491.125,53 1.464.515,53

374.184.886,35 40.576.351,21 1.541.945,85 413.219.291,71 4.118,62 0,00 0,00 4.118,62 413.215.173,09 374.180.767,73
424.486.850,92 41.463.750,43 1.711.050,74 464.239.550,61 34.651.518,63 1.284.967,74 63.001,15 35.873.485,22 428.366.065,39 389.835.332,29

Bistum Erfurt KdöR

Jahresabschluss für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2021

Anlagenspiegel

Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten Abschreibungen Restbuchwerte



 
 

Lagebericht für das Jahr 2021 

1 Grundlagen des Bistums Erfurt 

Das Bistum Erfurt ist nach kanonischen Recht eine öffentliche juristische Person (can. 
116 §1 Codex Iuris Canonici [CIC]) in der Rechtsform einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts. 

Das Bistum Erfurt wird durch den Bischof, den Generalvikar oder während der 
Sedisvakanz durch den nach kirchlichem Recht bestimmten Bevollmächtigten 
vertreten. Bischof ist Dr. Ulrich Neymeyr, Generalvikar ist Herr Raimund Beck. Das 
Generalvikariat nimmt unter Leitung des Generalvikars als oberste kirchliche 
Verwaltungsbehörde im Bistum die Verwaltung der diözesanen Körperschaften 
öffentlichen Rechts wahr.  

Das Gebiet des Bistums Erfurt umfasst eine Fläche von ca. 13.100 km² und liegt 
ausschließlich im Freistaat Thüringen, es umfasst jedoch nicht den gesamten Freistaat 
Thüringen. Rund 140 Tausend Einwohner des Freistaates (rd. 7 %) sind Mitglied der 
Katholischen Kirche. Die Bistumsgrenzen stimmen nicht exakt mit den Grenzen des 
Bundeslandes Thüringen überein. Das Bistum ist in 7 Dekanate mit 33 Pfarreien 
gegliedert. Zum Bistum Erfurt gehören als rechtlich unselbständige Einrichtungen das 
Bischöfliche Ordinariat, das Seelsorgeamt, fünf Bildungs- und Tagungseinrichtungen 
sowie zwei allgemeinbildende Schulen.  

Kirche ist kein Wirtschaftsunternehmen, und es geht uns nicht um die Erzielung von 
größtmöglichen Gewinnen. Alle unsere finanziellen Mittel haben eine Zweckbindung. 
Sie dienen der Ausbreitung des Glaubens und sollen Möglichkeiten schaffen, 
Menschen zu helfen. Der Sendungsauftrag wird auch durch die auf dem Gebiet des 
Bistums Erfurt belegenen Kirchgemeinden und die Einrichtungen des Caritasverband 
für das Bistum Erfurt e.V. erfüllt, die daher mit Zuschüssen unterstützt werden. 

2 Wirtschaftsbericht  

2.1 Gesamtwirtschaftliche Rahmenbedingungen  

Das Jahr 2021 war wie bereits das Vorjahr durch die globale Verbreitung der 
Viruserkrankung COVID-19 und die behördlichen Anordnungen und Maßnahmen zur 
Bewältigung der Auswirkungen der Corona-Pandemie geprägt. Die Bildungs- und 
Tagungseinrichtungen waren auch in 2021 zeitweise geschlossen bzw. konnten nur 
unter strengen Hygieneauflagen mit reduzierten Teilnehmerzahlen öffnen. Für die 
Mitarbeiter dieser Einrichtungen wurde das Instrument der Kurzarbeit wie bereits im 
Vorjahr auch in 2021 in Anspruch genommen. Zahlreiche Tätigkeiten wurden verstärkt 
virtuell bzw. im Homeoffice ausgeübt. Für drei Einrichtungen (Betriebe gewerblicher 
Art) wurden Corona-Überbrückungshilfen beantragt, die in 2022 gewährt wurden. 

Nach dem coronabedingten Absturz des Bruttoinlandsprodukts (BIP) in 2020 stieg das 
preisbereinigte BIP Deutschlands im Jahr 2021 um 2,9 %.1 Die Zahl der Erwerbstätigen 
in Deutschland (mit Wohnort in Deutschland) blieb mit rd. 44,8 Mio. im Vergleich zum  

 
1 Vgl. https://www.destatis.de/DE/Themen/Wirtschaft/Volkswirtschaftliche-Gesamtrechnungen-Inlandsprodukt/Tabellen/inlandsprodukt-
volkseinkommen1925-pdf.pdf?__blob=publicationFile, Stand 25.05.2022 



 
 

Vorjahr nahezu unverändert.2 Im Dezember 2021 registrierte die Bundesanstalt für 
Arbeit 2,3 Millionen Arbeitslose, 14 % bzw. 378 Tausend weniger als im 
Vorjahresmonat.3 Die Arbeitslosenquote belief sich im Dezember 2021 auf 5,1 % (im 
Dezember 2020 auf 5,9 %).4 

Die Verbraucherpreise Deutschlands stiegen im Jahr 2021 um 3,1 %.5 

Die Lage an den Kapitalmärkten war auch im Jahr 2021 noch von der seit Langem 
anhaltenden Niedrigzinsphase geprägt, jedoch mit leicht positiver Tendenz. So hat sich 
die Umlaufrendite öffentlicher Anleihen im Jahresdurchschnitt von – 0,19 % im Jahr 
2020 auf -0,13 % im Jahr 2021 verbessert6. Die Umlaufrendite inländischer 
Bankschuldverschreibungen ist im Jahresdurchschnitt allerdings von – 0,04 % im Jahr 
2020 auf – 0,05 % im Jahr 2021 leicht gesunken7. Der Effektivzins für täglich fällige 
Einlagen betrug im Dezember 2021 – 0,14 %8.  

In Thüringen lag die Entwicklung des preisbereinigten Bruttoinlandsprodukts im Jahr 
2021 gegenüber dem Jahr 2020 mit +2,0 % um 0,9 Prozentpunkte unter der 
gesamtdeutschen Entwicklung.9 Die Anzahl der Beschäftigungsverhältnisse in 
Thüringen nahm im Jahr 2021 im Zuge der Covid-19-Pandemie das dritte Jahr in Folge 
ab. Der Rückgang betrug in Thüringen 0,6 %, während die Werte für Deutschland 
insgesamt gegenüber dem Vorjahr nahezu unverändert blieben.10 Damit blieb die 
Entwicklung der Erwerbstätigenzahl das 11. Jahr in Folge deutlich hinter der 
Entwicklung der Erwerbstätigenzahl in Deutschland zurück. 11 Die Arbeitslosenquote 
betrug im Jahresdurchschnitt 5,6 % (Vorjahr 6,0 %).12   

Der Verbraucherpreisindex Thüringens betrug im Jahresdurchschnitt 3,2 %. Er erhöhte 
sich im Verlaufe des Jahres von 1,3 % im Januar auf 5,1 % im Dezember 2021.13  

2.2 Kirchenspezifische Rahmenbedingungen 

Die Aktivitäten des Bistums werden zu einem wesentlichen Teil aus den von den 
Gläubigen beigetragenen Kirchensteuern finanziert. Einen weiteren wesentlichen 

 
2 Vgl. https://www.destatis.de/DE/Themen/Arbeit/Arbeitsmarkt/Erwerbstaetigkeit/Tabellen/inlaender-inlandskonzept.html, Stand 
03.05.2022 
3 Vgl. https://www.destatis.de/DE/Themen/Wirtschaft/Konjunkturindikatoren/Arbeitsmarkt/karb820.html, Stand 31.05.2022 
4 Vgl. https://www.destatis.de/DE/Themen/Wirtschaft/Konjunkturindikatoren/_inhalt.html, Tabelle Arbeitslosenquote Dtl., Stand 
31.05.2022 
5 Vgl. https:// https://www-
genesis.destatis.de/genesis/online?operation=previous&levelindex=1&step=1&titel=Ergebnis&levelid=1655396333380&acceptscookies=fa
lse#abreadcrumb, Stand 16.06.2022 
6  Vgl. https://www.bundesbank.de/dynamic/action/de/statistiken/zeitreihen-datenbanken/zeitreihen-
datenbank/723452/723452?tsId=BBSIS.M.I.UMR. 
RD.EUR.A.B.A.A.R.A.A._Z._Z.A&listId=www_skms_it01&dateSelect=2021, Zeitreihe BBSIS.M.I.UMR.RD.EUR.A.B.A.A.R.A.A._Z._Z.A, Stand 
01.04.2022 
7 Vgl. https://www.bundesbank.de/dynamic/action/de/statistiken/zeitreihen-datenbanken/zeitreihen-
datenbank/759778/759778?listId=www_skms_it01, 
Zeitreihe BBSIS.M.I.UMR.RD.EUR.S122.B.A.A.R.A.A._Z._Z.A, Stand 01.04.2022 
8 Vgl. https://www.bundesbank.de/action/de/747632/bbkstatisticsearch?query=BBK01.SUD107, Zeitreihe BBK01.SUD107, Stand 
01.04.2022 
9 https://www.statistik.thueringen.de/presse; Stand März 2022 
10 https://www.statistik.thueringen.de/presse; Stand März 2022 
11 https://www.statistik.thueringen.de/presse; Stand März 2022 
12 https://www.statistik.thueringen.de/datenbank;  
13 https://statistik.thueringen.de/datenbank;  



 
 

Anteil tragen andere Bistümer im Wege des Finanzausgleichs über den Verband der 
Diözesen Deutschlands in Form eines Strukturbeitrags. 

Die Höhe des Kirchensteueraufkommens hängt unmittelbar von der Entwicklung der 
Lohn- und Einkommensteuer ab und ist daher stark konjunkturabhängig. Die Zahl der 
Gläubigen und somit der Kirchensteuerzahler wird durch Ein- und Austritte sowie die 
Bevölkerungsentwicklung und den demografischen Wandel beeinflusst. 

Das Lohnsteueraufkommen in Deutschland ist 2021 im Vergleich zum Vorjahr um 
4,4 % gestiegen, das Einkommensteueraufkommen ist um 22,7 % gestiegen. Die 
Einnahmen aus der Abgeltungssteuer stiegen um 48,3 %.14  

Die Bevölkerung des Freistaates Thüringen ist in 2021 gegenüber 2020 um rd. 11 
Tausend Einwohner auf 2.109 Tausend Einwohner zurückgegangen.15 Im selben 
Zeitraum hat sich die Katholikenzahl im Bistum um rd. 2.300 bzw. 1,6 % verringert.16 

Eine weitere Säule der Finanzierung sind öffentliche Zuschüsse, die das Bistum im 
Rahmen des in der Bundesrepublik Deutschland gültigen Subsidiaritätsprinzips für die 
Übernahme öffentlicher Aufgaben erhält. Insoweit ist die Entwicklung des Bistums auch 
von der Lage der öffentlichen Haushalte abhängig. Auf Grundlage des Zweiten 
Gesetzes zur Änderung des Thüringer Gesetzes über Schulen in freier Trägerschaft 
vom 21. Dezember 2020 wurden die Schülerkostenjahresbeträge auf 80 % der 
Vergleichskosten für Schüler an staatlichen Schulen angepasst und insgesamt 
angehoben. Die beiden vom Bistum getragenen Schulen werden durch staatliche 
Finanzhilfen des Freistaates Thüringen, das Bistum und Elternbeiträge finanziert.   

2.3 Geschäftsverlauf 

Das Kalenderjahr 2021 war neben den Herausforderungen durch die Corona-
Pandemie insbesondere durch die Vorbereitung und Durchführung von 
Baumaßnahmen geprägt:  

• In den Umbau des alten Konventgebäudes Ursulinenkloster wurden bisher 
€ 1,6 Mio. investiert; insgesamt sollen bis zur Fertigstellung im Sommer 2023 bis 
zu € 7,5 Mio. aufgewendet werden. Nach dem Erlöschen des Klosters und der 
Errichtung einer Ursulinenstiftung soll die Liegenschaft an das Bistum Erfurt 
übergehen und für das Seelsorgeamt genutzt werden.  

• Für den Bedarfsbau Edith-Stein-Schule wurde die Bauvoranfrage eingereicht und 
ein überarbeiteter Entwurf (Planungsvariante 5) durch ein Architektenbüro erstellt.  

• Bezüglich der Bergschule Heiligenstadt wurde ein Schulneubau beschlossen, 
dessen geschätzte Kosten zwischen € 54 Mio. und € 59 Mio. betragen sollen. Die 
Standortfrage wurde diskutiert und die im Frühjahr 2022 getroffene Entscheidung 
vorbereitet. 

Darüber hinaus wurde zum 1. Januar 2021 eine neue Finanzbuchhaltungssoftware 
eingeführt und in diesem Zusammenhang zahlreiche interne 
rechnungslegungsrelevante Prozesse überarbeitet.   

 
14 https://www.statista.com/statistik/daten 
15 https://statistik.thueringen.de/datenbank; 
16 https://www.bistum-erfurt.de/bistum_erfurt/informationen_zum_bistum/bistum_erfurt_in_zahlen/ 



 
 

Der wirtschaftliche Jahresverlauf war aufgrund des sehr guten 
Kirchensteueraufkommens besser als erwartet. Die Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage des Bistums waren im Jahr 2021 geordnet. 

In finanzieller Hinsicht dient als Leistungsindikator primär das 
Kirchensteueraufkommen, darüber hinaus aber auch das Jahresergebnis. 
 

3 Lage der Körperschaft 

3.1 Ertragslage 

Die Werte der Gewinn- und Verlustrechnung stellen sich zusammengefasst wie folgt 
dar; dabei wurden die Vorjahreswerte zur besseren Vergleichbarkeit an den 
geänderten Ausweis im Berichtsjahr angepasst: 

2021 Vorjahr
TEUR TEUR TEUR %

Betriebliche Erträge 68.051 65.908 2.143 3,3
Betriebsaufwendungen 53.687 54.497 -810 -1,5
Betriebsergebnis 14.364 11.411 2.953 25,9
Finanzergebnis -1.090 -987 -103 10,4
Jahresüberschuss 13.274 10.424 2.850 27,3

Veränderung

 

Das Bistum Erfurt schließt das Kalenderjahr 2021 mit einem positiven Ergebnis von 
€ 13,3 Mio. ab. Das sind € 2,9 Mio. mehr als im Vorjahr und € 5,6 Mio. mehr als geplant. 
Ursächlich für die Abweichungen sind hauptsächlich die überplanmäßig gestiegenen 
Kirchensteuereinnahmen, denen planmäßig geringere Einnahmen aus dem 
Strukturbeitrag Ost gegenüberstehen. Die Haushaltsplanung für 2021 wies bei 
Kirchensteuereinnahmen von € 31,3 Mio. und einem Strukturbeitrag Ost von 
€ 10,2 Mio. € insgesamt Einnahmen von € 49, 7 Mio. und Ausgaben von € 42,0 Mio. 
aus. Im Haushaltsplan sind die Landeszuschüsse für die in Trägerschaft des Bistums 
befindlichen Schulen nicht enthalten, da für die Schulen jeweils gesonderte Etats 
aufgestellt werden. Da die Haushaltsplanung des Bistums für das Jahr 2021 außerdem 
nach Einnahmen und Ausgaben erfolgte und nicht der Gliederung der Ist-Rechnung im 
Jahresabschluss entspricht, gehen wir nachfolgend nicht weiter auf die Abweichungen 
zu Planansätzen ein.  

Die Erlöse und Erträge entwickelten sich im Einzelnen wie folgt: 

TEUR % TEUR % TEUR %
Kirchensteuern 36.579 53,8 30.970 47,0 5.609 18,1
Zuschüsse und Zuweisungen 26.907 39,5 30.851 46,8 -3.944 -12,8
Verwaltungserlöse 2.024 3,0 2.224 3,4 -200 -9,0
Sonstige Erträge 2.541 3,7 1.863 2,8 678 36,4
Erlöse und Erträge 68.051 100,0 65.908 100,0 2.143 3,3

2021 Vorjahr Veränderung

 

Die Erträge aus Kirchensteuern sind weiterhin die zentrale Einnahmequelle zur 
Finanzierung der vielfältigen pastoralen und kirchlichen Aufgaben im Bistum Erfurt. 
Nach dem coronabedingten Rückgang im Jahr 2020 sind die Kirchensteuereinnahmen  
entsprechend dem allgemeinen Trend der Entwicklung der Einkommensteuern um 



 
 

€ 5,6 Mio. bzw. 18 % gestiegen und haben nunmehr einen Anteil von rd. 54 % an den 
Gesamterträgen des Bistums Erfurt. Bei dieser Darstellung wurde der Vergleichswert 
für 2020 um die saldierten Verwaltungsgebühren für die Einziehung der Kirchensteuern 
(T€ 823) angepasst.  

Neben den Kirchensteuereinnahmen sind die Zuweisungen und Zuschüsse eine 
weitere wichtige Einnahmequelle. Ihr Anteil beträgt 39,5 % an den Gesamterträgen des 
Bistums Erfurt. Wesentliche Bestandteile sind mit € 10,2 Mio. (Vorjahr € 16,8 Mio.) der 
Strukturbeitrag Ost und mit € 9,6 Mio. (Vorjahr € 7,1 Mio.) die staatlichen Finanzhilfen 
zur Finanzierung der beiden Schulen. Der Rückgang der Zuweisungen und Zuschüsse 
um € 3,9 Mio. ist mit € 6,6 Mio. auf die planmäßige Absenkung des auf das Bistum 
Erfurt entfallenden Anteils am Strukturbeitrag Ost gemäß den Beschlüssen des 
Verbandes der Diözesen Deutschlands zurückzuführen. Andererseits wurden für die 
beiden Bistumsschulen bei nahezu gleichbleibenden Schülerzahlen in Folge 
gestiegener Schülerkostenjahresbeträge um € 2,5 Mio. höhere Finanzhilfen als im 
Vorjahr vereinnahmt.  

Die Verwaltungserlöse/Umsatzerlöse verringerten sich gegenüber dem Vorjahr um 
€ 0,2 Mio. Sie resultieren im Wesentlichen aus Schulgeld und Einnahmen für 
Veranstaltungen der Bildungs- und Tagungseinrichtungen. Der coronabedingte Ausfall 
von Veranstaltungen, insbesondere in unseren Bildungshäusern, wirkte sich im Jahr 
2021 weiterhin negativ aus.  

Bei den sonstigen Erträgen ist – nach einer Ausweisanpassung des Vorjahreswerts – 
ein Anstieg um € 0,7 Mio. auf € 2,5 Mio. zu verzeichnen. Dieser ist im Wesentlichen 
auf einen Einmaleffekt zurückzuführen, da dem Bistum Erfurt aus der Auflösung eines 
Vereins dessen Endvermögen zugefallen ist. Die Ausweisanpassung des 
Vorjahreswertes betrifft den Eigenanteil an der Pflichtbaurücklage (T€ 1.311).  

Dem Anstieg der Erlöse und Erträge um 3 % steht folgende Entwicklung der 
betrieblichen Aufwendungen gegenüber: 

TEUR % TEUR % TEUR %
Personalaufwand 28.884 53,8 30.846 56,6 -1.962 -6,4
Abschreibungen 1.285 2,4 1.252 2,3 33 2,6
Zuweisungen und Zuschüsse 9.424 17,6 11.250 20,6 -1.826 -16,2
Zuschüsse für Investitionen 4.439 8,3 4.090 7,5 349 8,5
Übrige Betriebsaufwendungen 9.655 18,0 7.059 13,0 2.596 36,8
Betriebliche Aufwendungen 53.687 100,0 54.497 100,0 -810 -1,5

2021 Vorjahr Veränderung

 

Bei den Betriebsaufwendungen ist insgesamt ein Rückgang um € 0,8 Mio. bzw. 1,5 % 
zu verzeichnen, hauptsächlich bedingt durch niedrigere Personalaufwendungen und 
eine geringere Weitergabe von Zuschüssen und Zuwendungen. Die Vorjahreswerte 
wurden an den geänderten Ausweis im Jahr 2021 angepasst. Das betrifft mit T€ 889 
ausgereichte Personalkostenzuschüsse (Ausweis unter Zuschüssen, nicht im 
Personalaufwand), mit T€ 1.311 den Eigenanteil an der Pflichtbaurücklage (mit den 
Zuschüssen aus Investitionen verrechnet, kein separater Ausweis unter sonstigen 
Erträgen) und mit T€ 823 die Verwaltungsgebühren für die Erhebung der  
Kirchensteuern (Ausweis im übrigen Betriebsaufwand, keine Saldierung mit den 
Einnahmen aus Kirchensteuern). 



 
 

Den größten Anteil an den Aufwendungen haben – wie im Vorjahr – die 
Personalaufwendungen, da die pastorale und vielfältige kirchliche Arbeit, insbesondere 
die Seelsorge und Bildung, sehr personalintensive Tätigkeiten sind. Diese werden 
durch Priester, pastorale Mitarbeiter sowie durch nichtpastorale Mitarbeiter erbracht. 
Der Rückgang beim Personalaufwand ist hauptsächlich durch die um € 1,6 Mio. 
geringeren Zuführungen zu Pensionsrückstellungen bedingt. Hier haben sich im 
Vorjahr Bewertungsanpassungen aufwanderhöhend ausgewirkt. Infolgedessen haben 
sich die Aufwendungen für Altersvorsorge um € 1,6 Mio. verringert. Die Effekte aus 
tariflichen Steigerungen um durchschnittlich 1,8 % werden durch rückläufige 
Mitarbeiterzahlen kompensiert. 

Die unter den Aufwendungen separat ausgewiesenen Zuweisungen und Zuschüsse 
betreffen vom Bistum gewährte Zuschüsse z.B. an die Kirchengemeinden, den 
Verband der Diözesen Deutschlands und den Caritasverband für das Bistum Erfurt e.V. 
Soweit Zuschüsse für investive Maßnahmen ausgereicht wurden, werden sie 
gesondert als Zuschüsse für Investitionen ausgewiesen. Diese wurden im 
Wesentlichen an Kirchgemeinden für Kirchen, Pfarrhäuser und Gemeindehäuser 
ausgereicht. Insgesamt wurden für Zuweisungen und Zuschüsse € 1,5 Mio. weniger 
als im Vorjahr aufgewendet, wobei die Jahreszuweisungen an Kirchgemeinden mit 
€ 4,9 Mio. unverändert blieben. Die Reduzierungen betreffen planmäßig den 
Caritasverband, die „St. Martin“ Katholische Kindertageseinrichtungen im Bistum Erfurt 
gGmbH und sonstige Empfänger. 

Wesentliche Bestandteile der übrigen betrieblichen Aufwendungen sind die an das 
Finanzamt zu leistenden Verwaltungsgebühren (€ 0,9 Mio.; Vorjahr € 0,8 Mio.), 
Instandhaltungs- und Wartungskosten (€ 1,8 Mio.; Vorjahr € 0,8 Mio.), Rechts- und 
Beratungskosten (€ 0,8 Mio.; Vorjahr € 0,3 Mio.) und Aufwendungen für 
Versicherungen (€ 0,7 Mio.; Vorjahr € 0,7 Mio.). Ursächlich für den Anstieg der übrigen 
Betriebsaufwendungen sind neben den höheren Instandhaltungs- und 
Beratungsaufwendungen, insbesondere durch erhöhtes Baugeschehen, sowie den 
allgemeinen preisbedingten Kostensteigerungen auch einmalige Aufwendungen von 
€ 0,5 Mio. im Zusammenhang mit einer Beteiligung.  

In Summe aus gestiegenen Betriebserträgen und geringeren Betriebsaufwendungen 
ergibt sich die Verbesserung des Verwaltungsergebnisses um knapp € 3 Mio., welches 
mit € 14,4 Mio. somit fast wieder das Vor-Corona-Niveau aus 2019 erreicht.  

Neben dem positiven Betriebsergebnis (Verwaltungsergebnis) von € 14,4 Mio. (Vorjahr 
€ 11,4 Mio.) wird ein negatives Finanzergebnis von € -1,1 Mio. (Vorjahr € -1,0 Mio.) 
ausgewiesen. Hier sind Zins- und Beteiligungserträge zusammengefasst und mit den 
Zinsaufwendungen saldiert worden. Das Finanzergebnis ist von den 
Zinsaufwendungen geprägt (€ 1,5 Mio.; im Vorjahr € 1,7 Mio.), welche ausschließlich 
aus den Zuführungen zu den Pensionsrückstellungen resultieren.   



 
 

3.2 Finanzlage 

Der Finanzmittelfonds, der ausschließlich aus den Kassenbeständen und Guthaben 
bei inländischen Kreditinstituten besteht, wurde insbesondere durch den Erwerb von 
Wertpapieren des Finanzanlagevermögens weiter reduziert (€ -21,8 Mio.) und betrug 
zum Bilanzstichtag am 31. Dezember 2021 € 30,4 Mio. Mit dem Erwerb weiterer 
Finanzanlagen wird dem niedrigen Zinsniveau für laufende Guthaben Rechnung 
getragen und konnten Negativzinsen (Verwahrentgelte) weitgehend vermieden 
werden. 

Bei den Kapitalanlagen des Bistums berücksichtigen wir die Empfehlungen der 
Deutschen Bischofskonferenz, wie sie in der Orientierungshilfe für 
Finanzverantwortliche katholischer Einrichtungen in Deutschland niedergeschrieben 
sind. Hier wird die ethische Nachhaltigkeit der Investments als Ausdruck christlicher 
Wertorientierung betont. Die Umsetzung erfolgt mit Unterstützung eines externen 
Beraters. Dabei stehen Sicherheitsinteressen und Werterhalt im Vordergrund. 

Die Kapitalstruktur des Bistums ist von einem hohen, nahezu unveränderten 
Eigenkapitalanteil von rd. 80 % der Bilanzsumme geprägt. Das Eigenkapital hat sich 
durch den Jahresüberschuss um € 13,3 Mio. auf € 369,5 Mio. erhöht. Davon entfallen 
unverändert € 64,2 Mio. auf die Kapitalreserve des Bistums Erfurt, welches im 
Wesentlichen das Stammvermögen gemäß can. 1291 CIC umfasst. Der überwiegende 
Teil des Eigenkapitals entfällt auf Rücklagen in Höhe von € 292,9 Mio. Diese sind 
zweckgebunden für bestimmte Maßnahmen und Verpflichtungen der Diözese Erfurt 
und stehen deshalb nicht zur freien Verfügung. Sie umfassen hauptsächlich Rücklagen 
für Instandhaltungsmaßnahmen und Investitionen sowie Rücklagen für Pensions- und 
Beihilfeverpflichtungen. Um die noch nicht von den Rückstellungen umfassten 
Pensions- und Beihilfeleistungen der künftigen Jahre sowie Zinseffekte 
(Kapitalmarktzinsniveau im Vergleich zum Diskontierungssatz nach Handelsrecht) zu 
berücksichtigen wurde eine zusätzliche Rücklage von insgesamt € 51 Mio. eingestellt.  

Zweckgebundene Rücklagen werden durch Beschlüsse der zuständigen Gremien im 
Bistum Erfurt (Diözesanvermögensverwaltungsrat, Diözesankirchensteuerrat) aus dem 
positiven Jahresergebnis gebildet.  

Langfristige Fremdmittel bestehen nahezu ausschließlich in Form von 
Pensionsrückstellungen. Diese haben sich im Berichtsjahr um weitere 3,2 Mio. € auf 
€ 81,0 Mio. erhöht. 

Das kurzfristige Fremdkapital, welches die sonstigen Rückstellungen sowie Leistungs- 
und sonstige Verbindlichkeiten umfasst, beträgt € 6,3 Mio. (Vorjahr € 6,1 Mio.) und hat 
mit rd. 1 % an der Bilanzsumme keine nennenswerte Bedeutung für die Finanzierung 
des Bistums.  

3.3 Vermögenslage 

Die Bilanzsumme des Bistums beträgt zum 31. Dezember 2021 € 459,4 Mio. Sie hat 
sich gegenüber dem vorangegangenen Bilanzstichtag um € 16,4 Mio. erhöht. Der 
Anteil des Anlagevermögens an der Bilanzsumme beträgt 93 % (im Vorjahr: 88 %). Das 
Anlagevermögen und seine Entwicklung im Berichtsjahr ist dabei im Wesentlichen  



 
 

durch die Finanzanlagen geprägt. Wir verweisen diesbezüglich auf die Erläuterungen 
zur Finanzlage.  

Das kurzfristige Vermögen betrifft fast ausschließlich den Finanzmittelfonds. 

Zusammenfassend bewerten wir die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des 
Bistums Erfurt auch im Jahr 2021 als geordnet und stabil. 

3.4 Nichtfinanzielle Leistungsindikatoren 

Wie bereits erläutert ist ein bedeutsamer nicht finanzieller Leistungsindikator die 
Entwicklung der Mitglieder (Katholikenzahl). Die Katholikenzahl hat sich im Vergleich 
zum Vorjahrsbilanzstichtag von 142.845 auf 140.532 weiter verringert.  

Die Katholikenzahl ist stetigen Veränderungen unterworfen und wird durch Taufen, 
Eintritte, Wiederaufnahmen, Bestattungen und Austritte beeinflusst.  

Des Weiteren ist unser vielfältiges kirchliches Handeln sowie unser gesellschaftliches 
Engagement, durch die Aktivitäten in unseren Kirchengemeinden, Schulen, 
Kindertagesstätten, Bildungshäuser und in unseren Verbänden, insbesondere des 
Caritasverbandes der Diözese Erfurt, ein bedeutsamer nichtfinanzieller Indikator. 

4  Prognose-, Chancen- und Risikobericht  

4.1 Prognosebericht 

Die aktuelle Konjunkturprognose für das Jahr 2022 des ifo Instituts aus Juni 2022 geht 
von einem Anstieg des Bruttoinlandprodukts von 2,5 % und einer Inflationsrate von 
6,8 % aus. Die hohe Inflation, der Krieg in der Ukraine und die anhaltenden 
Lieferengpässe haben die zu Beginn des Jahres beobachtete spürbare wirtschaftliche 
Erholung nach zwei Pandemiejahren deutlich gebremst. Der Arbeitsmarkt in 
Deutschland präsentiert sich rund zwei Jahre nach Beginn der Pandemie recht robust. 
Unter anderem der problematische, branchenübergreifend zunehmende Mangel an 
Fachkräften scheint die erwarteten negativen Auswirkungen der Pandemie zumindest 
teilweise abgeschwächt zu haben. 

In der Haushaltsplanung für 2022 des Bistums Erfurt wurden die 
Kirchensteuereinnahmen mit € 33 Mio. angesetzt. Dabei wurden im Wesentlichen die 
Ist-Werte aus 2021 zugrunde gelegt – mit Ausnahme des Kirchensteueranteils, der auf 
Kapitalerträge (Abgeltungssteuer) entfällt. Diese waren in 2021 gegenüber dem Vorjahr 
um € 2,9 Mio. gestiegen und haben sich damit mehr als verdoppelt, was wir nicht als 
nachhaltigen Trend ansehen. Der erwarteten positiven Entwicklung der 
Steuereinnahmen steht außerdem der weitere Trend bei den Kirchenaustritten 
entgegen. 

Der auf das Bistum Erfurt entfallende Anteil am Strukturbeitrag Ost als zweite 
wesentliche Ertragssäule bleibt im Jahr 2022 gemäß den Vereinbarungen der 
Vollversammlung des Verbandes der Diözesen Deutschlands nach dem Rückgang im 
Jahr 2021 auf 10,2 Mio. € bis 2025 stabil. 

Zusammen mit den Zahlungen des Freistaates Thüringen und den sonstigen Erlösen 
und Erträgen rechnen wir laut Haushaltsplanung für 2022 mit Einnahmen von  



 
 

insgesamt € 52,3 Mio. Darin sind – wie bereits in der Haushaltsplanung für 2021 – die 
Landeszuschüsse für die in Trägerschaft des Bistums befindlichen Schulen nicht 
enthalten, da für die Schulen jeweils gesonderte Etats aufgestellt werden.  

Den geplanten Einnahmen von € 52,3 Mio. stehen geplante Ausgaben von € 56,9 Mio. 
gegenüber, davon € 20,3 Mio. Personal- und € 36,6 Mio. Sachkosten. Die Sachkosten 
enthalten einen gegenüber 2021 deutlich gestiegenen Bauamtsetat. Auch die 
Haushaltsplanung 2022 ist nach Einnahmen und Ausgaben erstellt und folgt nicht der 
Gliederung der Ist-Rechnung im Jahresabschluss. Eine Umstellung der 
Planungsrechnungen und damit die Herstellung der Vergleichbarkeit zur Ist-Rechnung 
ist erst für das Haushaltsjahr 2023 vorgesehen. 

4.2 Risiken und Chancen der künftigen Entwicklung 

Ein Risikomanagementsystem befindet sich noch im Aufbau. Erste Arbeitsgruppen zur 
systematischen Erfassung der Risiken haben bereits stattgefunden. 

Durch das bestehende Planungs- und Berichtssystem werden Abweichungen von 
geplanten Entwicklungen frühzeitig erkannt und diesbezüglich notwendige 
Maßnahmen ergriffen. Die Entscheidungsträger sind durch eine laufende 
Berichterstattung in den Prozess eingebunden. 

Die Kirchensteuer als wichtigste Ertragsquelle des Bistums hängt in hohem Maße von 
ökonomischen, demografischen und steuerpolitischen Entwicklungen ab. Da das 
Bistum sowohl diese Faktoren als auch bestimmte kirchenpolitische Entwicklungen 
nicht beeinflussen kann, besteht daraus ein immerwährendes Risiko für 
Ertragsschwankungen. Der aktive Austritt von Gläubigen aus der Katholischen Kirche, 
die zurückgehende Anzahl von Taufen sowie die auch demografisch bedingt sinkende 
Anzahl katholischer Christen wird auch weiterhin zu einem stetigen Rückgang der 
Anzahl der Katholiken auf dem Gebiet des Bistums Erfurt führen. Damit wird ein mittel- 
bis langfristiger Rückgang der Kirchensteuererträge verbunden sein.  

Die Corona-Pandemie und der Krieg zwischen Russland und der Ukraine sowie deren 
Folgewirkungen können möglicherweise zusätzlich zu einem Rückgang anderer 
Erträge wie beispielsweise erhaltene Zuschüsse führen. Auch die Finanzanlagen 
werden von diesen Ereignissen und deren Folgewirkungen beeinflusst. Das Bistum 
Erfurt geht davon aus, dass ein Wertminderungsbedarf nicht erforderlich wird, aufgrund 
der bestehenden stillen Reserven. 

Einen weiteren wesentlichen Anteil tragen andere Bistümer im Wege des 
Finanzausgleichs über den Verband der Diözesen Deutschlands in Form eines 
Strukturbeitrags Ost. Dieser ist bisher nur bis einschließlich 2025 festgeschrieben 
(Einnahmen des Bistums Erfurt von € 10,2 Mio. in 2021) und entfällt möglicherweise 
ab 2026, wenn kein Beschluss zu seiner Verlängerung gefasst wird. Der Wegfall des 
Strukturbeitrags ab 2026 muss daher bereits heute bei allen Entscheidungen 
mitbedacht und berücksichtigt werden. Da mit nennenswerten Steigerungen auf der 
Einnahmenseite nicht zu rechnen ist, muss dieser Rückgang durch entsprechende 
Reduzierungen bei den Ausgaben kompensiert werden. 

Die Erhöhung der Schülerkostensätze durch das Land Thüringen hat im Jahr 2021 eine 
spürbare Verbesserung der wirtschaftlichen Lage der Schulen bewirkt. Der  



 
 

Defizitausgleich durch das Bistum ist dadurch deutlich zurückgegangen, wird aber 
weiterhin mit rd. € 1,5 Mio. einen nicht unerheblichen Umfang annehmen. Gerade mit  
Blick auf die beiden Bauvorhaben wäre hier aus finanzieller Sicht eine weitere 
Anpassung wünschenswert. 

Die Wertentwicklung der Finanzanlagen ist v. a. Emittenten-, Bonitäts-, Zinsänderungs- 
und Marktrisiken ausgesetzt und damit von allgemeinen Marktentwicklungen abhängig. 
Das Bistum ist im Wertpapierbereich in gemischte Wertpapierspezialfonds und in 
festverzinsliche Wertpapiere mit hoher und sehr hoher Bonität investiert. 
Anlageentscheidungen erfolgen im Rahmen eines strengen Nachhaltigkeitskonzepts 
unter Beachtung von Aspekten der katholischen Glaubenslehre sowie allgemeiner 
ethischer, sozialer und ökologischer Kriterien. Dieses steht im Einklang mit der 
Orientierungshilfe „Ethisch-nachhaltig investieren“ der Deutschen Bischofskonferenz 
und des Zentralkomitees der deutschen Katholiken. Anlageziel ist die Kapitalerhaltung 
im langfristigen Sinne bei unterdurchschnittlichen Risiken und die Erwirtschaftung einer 
durchschnittlichen Rendite. Die Neuanlage festverzinslicher Wertpapiere wird trotz der 
im Sommer 2022 eingeleiteten Zinswende der Europäischen Zentralbank auf 
absehbare Zeit nur geringe Renditen erwirtschaften können. 

Ein nennenswertes Risiko folgt für das Bistum Erfurt aus der sich abzeichnenden 
allgemeinen und anhaltenden Preissteigerung. Hervorzuheben sind dabei v. a. neben 
den Baukosten die enorm steigenden Energiekosten und die aufgrund der Inflation zu 
erwartenden Lohnsteigerungen. Diese Sachverhalte werden auch zu einem erhöhten 
Zuschussbedarf an Kirchgemeinden und andere Einrichtungen führen.  

Das Bistum trägt auf seinem Gebiet unmittelbar und mittelbar Verantwortung für den 
Erhalt und Unterhalt von zahlreichen Gebäuden wie Kirchen und Kapellen, 
Kindertagesstätten, Pfarrhäuser, Schulen sowie Bildungs- und Jugendhäuser. Die 
Gebäude dienen dem Zweck, das vielfältige Wirken der Kirche durch angemessene 
und geeignete Räumlichkeiten zu unterstützen. In diesem Zusammenhang bestehen 
beständig zunehmende Verpflichtungen aus Instandhaltungs- und Baumaßnahmen, 
die das Bistum aus den laufenden Erträgen sowie, falls erforderlich, aus seinen 
Rücklagen finanziert. Die enormen Baukostensteigerungen bereits der vergangenen 
Jahre, die hohen Standards im Bauwesen, die denkmalpflegerischen Anforderungen 
sowie das Ziel nachhaltigen Bauens führen jedoch seit Längerem dazu, dass trotz des 
beachtlichen finanziellen Aufwands mit den vorhandenen Mitteln immer weniger 
bewirkt werden kann.  

Das Bistum Erfurt hat umfangreiche Verpflichtungen zur Versorgung von Geistlichen 
und für Mitarbeitende aus Pensions- und Beihilfeleistungen. Hierfür wurde durch 
Rückstellungen und Rücklagen angemessene Vorsorge getroffen.  

Nach den Wahlen zum Deutschen Bundestag im Herbst 2021 haben die aktuellen 
Regierungsparteien in ihrem Koalitionsvertrag den Erlass eines Grundsätzegesetzes 
zur Ablösung der Staatsleistungen vereinbart. Ein solches Gesetz soll einen „fairen 
Rahmen“ für die angestrebte Ablösung schaffen. Die beiden christlichen Kirchen sind 
erklärtermaßen offen für eine gleichwertige Ablösung der Staatsleistungen. Wie sich 
dieser Prozess auf die finanzielle Situation des Bistums Erfurt konkret auswirken wird, 
ist zum derzeitigen Zeitpunkt jedoch nicht absehbar.  



 
 

Im Mai 2021 hat der Bundestag ein Gesetz zur Modernisierung des 
Körperschaftssteuerrechts beschlossen, das zum 1. Januar 2022 in Kraft gesetzt 
wurde. 

Alle Personenhandelsgesellschaften und Partnerschaftsgesellschaften können damit 
ab dem Veranlagungszeitraum 2022 beantragen, künftig wie eine Körperschaft 
besteuert zu werden. Ob und in welchem Umfang Gesellschaften davon Gebrauch 
machen werden, ist noch nicht absehbar. Dies gilt auch für daraus folgende konkrete 
Auswirkungen auf die Kirchensteuererträge. 

Schon vor der Corona-Pandemie war abzusehen, dass sich das strukturelle Defizit aus 
beständig zunehmenden Aufwendungen für Personal und für Baumaßnahmen auf der 
einen und zumindest real stagnierenden oder zurückgehenden Kirchensteuererträgen 
auf der anderen Seite verstärken wird. Diese Entwicklung wird nun sehr wahrscheinlich 
durch die ökonomischen Auswirkungen der Corona-Pandemie und des Kriegs 
zwischen Russland und der Ukraine erheblich beschleunigt und gleichzeitig verschärft. 
Der Zeitraum für notwendige strategische Weichenstellungen auf Seiten des Bistums 
und gleichermaßen auf der ihrer Zuschussempfänger ist deutlich kleiner geworden. 

Die bestehenden Risiken werden als beherrschbar angesehen. Über die genannten 
Risiken hinaus sind keine solchen erkennbar, die eine wesentliche Auswirkung auf die 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Diözese haben könnten. Bestands-
gefährdende Risiken sind zurzeit nicht erkennbar. 

 

Erfurt, den 10. Oktober 2022 
 

Raimund Beck    Markus Enders 

Generalvikar     Diözesanökonom 
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BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN 
ABSCHLUSSPRÜFERS 

An die Bistum Erfurt KdöR, Erfurt  

PRÜFUNGSURTEILE 

Wir haben den Jahresabschluss der Bistum Er-
furt KdöR, Erfurt, — bestehend aus der Bilanz 
zum 31. Dezember 2021 und der Gewinn- und 
Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 
1. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2021 so-
wie dem Anhang, einschließlich der Darstellung 
der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden — 
geprüft.  

Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der 
Bistum Erfurt KdöR für das Geschäftsjahr vom 
1. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2021 ge-
prüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

• entspricht der beigefügte Jahresab-
schluss in allen wesentlichen Belangen 
den deutschen, für Kapitalgesellschaf-
ten geltenden handelsrechtlichen Vor-
schriften und vermittelt unter Beach-
tung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens- und Finanz-
lage der Körperschaft zum 31. Dezem-
ber 2021 sowie ihrer Ertragslage für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar 2021 bis 
zum 31. Dezember 2021 und 

• vermittelt der beigefügte Lagebericht 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage der Körperschaft. In allen wesent-
lichen Belangen steht dieser Lagebe-
richt in Einklang mit dem Jahresab-
schluss, entspricht den deutschen ge-
setzlichen Vorschriften und stellt die 
Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, 
dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen 
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts geführt hat. 

GRUNDLAGE FÜR DIE PRÜFUNGSURTEILE 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichts in Übereinstimmung 
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung durchgeführt. Unsere Verant-
wortung nach diesen Vorschriften und Grund- 
sätzen ist im Abschnitt „VERANTWORTUNG DES 
ABSCHLUSSPRÜFERS FÜR DIE PRÜFUNG DES 
JAHRESABSCHLUSSES UND DES LAGEBERICHTS“ 
unseres Bestätigungsvermerks weitergehend 
beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen 
unabhängig in Übereinstimmung mit den deut-
schen handelsrechtlichen und berufsrechtli-
chen Vorschriften und haben unsere sonstigen 
deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung 
mit diesen Anforderungen erfüllt. 

Wir sind der Auffassung, dass die von uns er-
langten Prüfungsnachweise ausreichend und ge-
eignet sind, um als Grundlage für unsere Prü-
fungsurteile zum Jahresabschluss und zum La-
gebericht zu dienen. 

VERANTWORTUNG DER GESETZLICHEN 
VERTRETER UND DES KIRCHENSTEUER-
RATES FÜR DEN JAHRESABSCHLUSS UND 
DEN LAGEBERICHT 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich 
für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der 
den deutschen, für Kapitalgesellschaften gel-
tenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen 
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage der Körperschaft vermittelt. 
Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die internen Kontrollen, die sie in 
Übereinstimmung mit den deutschen Grund- 
sätzen ordnungsmäßiger Buchführung als not-
wendig bestimmt haben, um die Aufstellung ei-
nes Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei  
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von wesentlichen — beabsichtigten oder unbe-
absichtigten — falschen Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind 
die gesetzlichen Vertreter dafür verantwort-
lich, die Fähigkeit der Körperschaft zur Fortfüh-
rung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. 
Des Weiteren haben sie die Verantwortung, 
Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit, sofern ein-
schlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie 
dafür verantwortlich, auf der Grundlage des 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, so-
fern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Ge-
gebenheiten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter ver-
antwortlich für die Aufstellung des Lagebe-
richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage der Körperschaft vermittelt sowie in 
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresab-
schluss in Einklang steht, den deutschen gesetz-
lichen Vorschriften entspricht und die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref-
fend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Ver-
treter verantwortlich für die Vorkehrungen und 
Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig 
erachtet haben, um die Aufstellung eines Lage-
berichts in Übereinstimmung mit den anzuwen-
denden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu 
ermöglichen, und um ausreichende geeignete 
Nachweise für die Aussagen im Lagebericht er-
bringen zu können. 

Der Kirchensteuerrat ist verantwortlich für die 
Überwachung des Rechnungslegungsprozesses 
der Körperschaft zur Aufstellung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts. 

VERANTWORTUNG DES ABSCHLUSS-
PRÜFERS FÜR DIE PRÜFUNG DES JAHRES-
ABSCHLUSSES UND DES LAGEBERICHTS 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit 
darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 
Ganzes frei von wesentlichen — beabsichtigten 
oder unbeabsichtigten — falschen Darstellun-
gen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der Körperschaft 
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen 
mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang 
steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften 
entspricht und die Chancen und Risiken der zu-
künftigen Entwicklung zutreffend darstellt, so-
wie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der 

unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Si-
cherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 
in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Be-
achtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte 
Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung 
stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können 
aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren 
und werden als wesentlich angesehen, wenn 
vernünftigerweise erwartet werden könnte, 
dass sie einzeln oder insgesamt die auf der 
Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lage-
berichts getroffenen wirtschaftlichen Entschei-
dungen von Adressaten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes 
Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 

• identifizieren und beurteilen wir die 
Risiken wesentlicher — beabsichtigter 
oder unbeabsichtigter — falscher Dar-
stellungen im Jahresabschluss und im 
Lagebericht, planen und führen Prü-
fungshandlungen als Reaktion auf diese 
Risiken durch sowie erlangen Prüfungs-
nachweise, die ausreichend und geeig-
net sind, um als Grundlage für unsere 
Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, 
dass wesentliche falsche Darstellungen 
nicht aufgedeckt werden, ist bei Ver-
stößen höher als bei Unrichtigkeiten, 
da Verstöße betrügerisches Zusammen-
wirken, Fälschungen, beabsichtigte 
Unvollständigkeiten, irreführende Dar-
stellungen bzw. das Außerkraftsetzen 
interner Kontrollen beinhalten können. 

• gewinnen wir ein Verständnis von dem 
für die Prüfung des Jahresabschlusses 
relevanten internen Kontrollsystem 
und den für die Prüfung des Lagebe-
richts relevanten Vorkehrungen und 
Maßnahmen, um Prüfungshandlungen 
zu planen, die unter den gegebenen 
Umständen angemessen sind, jedoch 
nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil 
zur Wirksamkeit dieser Systeme der 
Körperschaft abzugeben. 

• beurteilen wir die Angemessenheit der 
von den gesetzlichen Vertretern ange-
wandten Rechnungslegungsmethoden 
sowie die Vertretbarkeit der von den 
gesetzlichen Vertretern dargestellten 
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geschätzten Werte und damit zusam-
menhängenden Angaben. 

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die 
Angemessenheit des von den gesetzli-
chen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsgrundsatzes der Fortfüh-
rung der Unternehmenstätigkeit sowie, 
auf der Grundlage der erlangten Prü-
fungsnachweise, ob eine wesentliche 
Unsicherheit im Zusammenhang mit Er-
eignissen oder Gegebenheiten besteht, 
die bedeutsame Zweifel an der Fähig-
keit der Körperschaft zur Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit aufwerfen 
können. Falls wir zu dem Schluss kom-
men, dass eine wesentliche Unsicher-
heit besteht, sind wir verpflichtet, im 
Bestätigungsvermerk auf die dazugehö-
rigen Angaben im Jahresabschluss und 
im Lagebericht aufmerksam zu machen 
oder, falls diese Angaben unangemes-
sen sind, unser jeweiliges Prüfungsur-
teil zu modifizieren. Wir ziehen unsere 
Schlussfolgerungen auf der Grundlage 
der bis zum Datum unseres Bestäti-
gungsvermerks erlangten Prüfungs-
nachweise. Zukünftige Ereignisse oder 
Gegebenheiten können jedoch dazu 
führen, dass die Körperschaft ihre Un-
ternehmenstätigkeit nicht mehr fort-
führen kann. 

• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, 
den Aufbau und den Inhalt des Jahres-
abschlusses einschließlich der Angaben 
sowie ob der Jahresabschluss die zu-
grunde liegenden Geschäftsvorfälle 
und Ereignisse so darstellt, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der 

deutschen Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
der Körperschaft vermittelt. 

• beurteilen wir den Einklang des Lage-
berichts mit dem Jahresabschluss, 
seine Gesetzesentsprechung und das 
von ihm vermittelte Bild von der Lage 
der Körperschaft. 

• führen wir Prüfungshandlungen zu den 
von den gesetzlichen Vertretern darge-
stellten zukunftsorientierten Angaben 
im Lagebericht durch. Auf Basis ausrei-
chender geeigneter Prüfungsnachweise 
vollziehen wir dabei insbesondere die 
den zukunftsorientierten Angaben von 
den gesetzlichen Vertretern zugrunde 
gelegten bedeutsamen Annahmen nach 
und beurteilen die sachgerechte Ablei-
tung der zukunftsorientierten Angaben 
aus diesen Annahmen. Ein eigenständi-
ges Prüfungsurteil zu den zukunftsori-
entierten Angaben sowie zu den zu-
grunde liegenden Annahmen geben wir 
nicht ab. Es besteht ein erhebliches un-
vermeidbares Risiko, dass künftige Er-
eignisse wesentlich von den zukunfts-
orientierten Angaben abweichen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Ver-
antwortlichen unter anderem den geplanten 
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie 
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein-
schließlich etwaiger Mängel im internen Kon-
trollsystem, die wir während unserer Prüfung 
feststellen. 

Erfurt, 10. Oktober 2022 

BDO AG  
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
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